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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. März 1955 

6 — 52105 — 508/55 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über den Vertrag zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Republik Österreich vom 4. Oktober 1954 
über Rechtsschutz und Rechtshilfe in 
Abgabensachen 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. Der Vertrag nebst Begründung sind diesem 
Schreiben beigefügt. 


Federführend sind die Bundesminister der Finanzen und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 18. März 1955 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ge- 
setzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der Ansicht, 
daß der Gesetzentwurf gemäß Artikel 59 Absatz 2 und Artikel 105 
Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h, c. Blücher 


Druck: Bonner TJnlversitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20 Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über den Vertrag zwisdien der Bundesrepublik Deutschland und der 
Republik österreidi vom 4. Oktober 1954 über Rechtsschutz und Rechts- 
hilfe in Abgabensachen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 4. Oktober 1954 Unter- 
zeichneten Vertrag zwischen der Bundes- 
republik Deutschland imd der Republik 
Österreich über Rechtsschutz und Rechtshilfe 
in Abgabensachen und dem gleichzeitig Unter- 
zeichneten Schlußprotokoll wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Der Vertrag nebst Schlußprotokoll wird 
nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 


Begründung zum 


A r t. 1 bringt zum Ausdruck, daß der Bun- 
destag und der Bundesrat den Vereinbarun- 
gen zustimmen. Die Zustimmung ist nach 
Art. 59 Abs. 2 GG erforderlich, weil der 
Vertrag sich auf verfahrensrechtliche Steuer- 
vorschriften, die allgemein sowohl für die 
Bundes-, Länder- als auch Gemeindesteuern 
anzuwenden sind, bezieht. Die Zustimmung 
des Bundesrates ist hiernach gemäß Art. 105 
GG erforderlich. 

Art. 2 bewirkt, daß der Vertrag nebst 
Schlußprotokoll im Zeitpunkt seines völker- 
rechtlichen Wirksamwerdens auch innerstaat- 
liches Recht wird. 


(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach 
seinem Artikel 17 und das Schlußprotokoll 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
sofern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Gesetzentwurf 


Der Zeitpunkt der völkerrechtlichen Wirk- 
samkeit des Vertrages, der im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben Ist, ergibt sich aus 
Art. 17 des Vertrages. 

A r t. 3 enthält die für Zustimmungsgesetze 
zu internationalen Verträgen übliche Berlin- 
Klausel. Die völkerrechtliche Wirksamkeit 
des Vertrages für Berlin ist in A^t. 16 des 
Vertrages geregelt. 

Art. 4 enthält die nach Art. 82 Abs. 2 
Satz 1 GG erforderliche Bestimmung über 
das Inkrafttreten des Zustimmungsgesetzes. 



Vertrag zwischen 

der Bundesrepublik Deutsdiland und der Republik Usterreidi 
über Reditssdiutz und Rechtshilfe in Abgabensadien 


Die Bundesrepublik Deutsdiland und die Republik 
Österreich sind, von dem Wunsche geleitet, auf dem Ge- 
biete der öffentlichen Abgaben den Rechtsschutz der bei- 
derseitigen Staatsangehörigen und die gegenseitige 
Rechtshilfe zu regeln, übereingekommen, den nachstehen- 
den Vertrag abzuschließen. Zu diesem Zweck haben zu 
ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland: 
den Ministerialdirektor 
im Bundesministerium der Finanzen 
W. Mersmann, 

Der Bundespräsident der Republik Österreich: 
den Sektionschef 
Dr. J. Stangelberger 
und den Ministerialrat 
Dr. O. Wcitzke 

des Bundesministeriums für Finanzen. 

Die Bevollmächtigten haben nach gegenseitiger Mit- 
teilung ihrer in guter und gehöriger Form befundenen 
Vollmaditen folgendes vereinbart; 

1. Anwendungsbereich des Vertrages 

Artikel 1 

Gegenstand dieses Vertrages sind die öffentlichen Ab- 
gaben, soweit sie in den Vertragstaaten für den Bund, 
die Länder, die Gemeinden oder die Geineindc^verbände 
erhoben werden. Ausgeschlossen sind jedoch die in den 
Vertragstaaten vom Bund verwalteten VerbrauchsLeuern 
sowie die Zölle und Monopol abgaben. 

II. Rechtsschutz in Abgabensachen 

Artikel 2 

(1) Die Angehörigen des einen Staates genießen im 
Gebiet des anderen Staates in Abgabensachen die gleiche 
Behandlung und den gleichen Redilsschutz wie die eige- 
nen Staatsangehörigen. 

(2) Juristische Personen sowie Personenvereinigungen, 
Anstalten, Stiftungen und sonstige Zweckvermögen, die 
keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen, aber als solche 
einer Abgabenpflicht unterliegen, genießen, sofern sic in 
dem Gebiete des einen Staates ihren Sitz haben und nadi 
dessen Gesetzen errichtet sind, in dem Gebiete des anderen 
Staates die gleiche steuerliche Behandlung und den 
gleichen Rechtsschutz wie die entsprechencien eigenen 
Steuerpflichtigen dieses anderen Staates. 


III. Rechtshilfe in Abgabensachen 

A. Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 3 

Beide Staaten verpflichten sich, in allen Abgabensadien, 
im Ermittlungs-, Feststellungs- und Rechtsmittel verfahren, 
im Sicherungs- und Vollstreck ungsverf ähren sowie im Ver- 
waltungsstrafverfahren einander auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit nach Maßgabe der nachstehenden Bestim- 
mungen Rechtshilfe zu leisten. 

Artikel 4 

(1) Rechtshilfeersuchen werden von der ersuchenden 
Behörde an das örtlich zuständige Finanzamt des er- 
suchten Staates gerichtet. Ihre Übermittlung und Entgegen- 
nahme erfolgt vorbehaltlich des Absatzes 2 in der Bundes- 
republik Deutschland durch die Oberfinanzdirektionen, in 
der Republik Österreich durch die Finanzlandes direk- 
tionen. 


(2) Die Finanzämter können Zustellungsersuchen, Mit- 
teilungen über den Vollzug von Rechtshilfeersuchen und 
über ihre Rücknahme oder Einschränkung unmittelbar 
an das ersuchte Finanzamt übersenden. Entsprechendes 
gilt in dringenden Fällen auch für andere Rochtshilfe- 
ersuchen der Finanzämter. 


Artikel 5 

(1) Das ersuchte Finanzamt ist vorbehaltlich der Bestim- 
mungen des Artikels 6 verpflichtet, dem Ersuchen zu ent- 
sprechen. Die Art und Weise der Erledigung richtet sich 
nach den Gesetzen des ersuchten Staates} für das Verfah- 
ren sind die Vorschriften anzuwenden, die für die von 
dem Finanzamt verwalteten Abgaben gelten. Auf Antrag 
der ersuchenden Behörde ist jedoch nach einer besonderep 
Form zu verfahren, sofern diese der Gesetzgebung des 
ersuchten Staates nicht zuwiderläuft. 

(2) Die Anwendung eines im Gebiet des ersuchten Staa- 
tes zulässigen Zwangsmittels ist ausgeschlossen, soweit 
der ersuchende Staat im Falle eines entsprechenden Er- 
sucliens nidit in der Lage wäre, ein gleichartiges Zwangs- 
mittel anzuwenden. 

(3) Die ersuchende Behörde ist auf ihr Verlangen von 
der Zeit und dem Ort der auf das Ersuchen vorzunehmeii- 
den Handlung zu benachrichtigen. Die Beteiligten sind be- 
rechtigt, der Handlung nach den allgemeinen, in dem Ge- 
biet des ersuchten Staates maßgebenden Vorschriften bei- 
zuwohnen oder sich dabei vertreten zu lassen. 

Artikel 6 

(1) Rechtshilfe wird nicht geleistet, wenn der ersuchte 
Staat Grund für die Annahme hat, daß die Leistung der 
Rechtshilfe geeignet sein würde, wesentliche Interessen 
des ersuchten Staates zu gefährden. 

(2) Der ersuchte Staat kann die Rechtshilfe ablehnen, 

1. wenn Auskünfte oder Gutaditen von Personen, 
die nicht als Abgabenpflichtige beteiligt sind, ein- 
geholt werden sollen, soweit der ersuchende Staat 
nach seiner Gesetzgebung nicht in der Lage ist, 
entsprechende Auskünfte oder Gutachten zu ver- 
langen; 

2. soweit das Ersuchen auf Mitteilung tatsächlicher 
Verhältnisse oder rechtlicher Beziehungen gerich- 
tet ist, und die Kenntnis dieser nur auf Grund 
von Auskunfts-, Anzeige- oder Gutachterpflichten 
gewonnen werden kann, die in dem Gebiete des 
ersuchenden Staates nicht bestehen. 

Artikel 7 

(1) Wird dem Ersuchen ganz oder teilweise entsprochen, 
so ist die ersuchende Behörde über die Art der Erledigung 
unverzüglich zu unterrichten. 

(2) Soweit dem Ersuchen nicht entsprochen werden kann, 
ist die ersuchende Behörde hiervon unter Angabe der 
Gründe und der sonst bekanntgewordenen Umstände, die 
für die Weiterführung der Sache von Bedeutung sein 
könnten, unverzüglich zu benachrichtigen. 

Artikel 8 

Auf den Inhalt von Anfragen, Auskünften, Anzeigen 
und Gutachten sowie von sonstigen Mitteilungen, die im 
Wege der Rechtshilfe einem Vertragstaat zugehen, finden 
die gesetzlichen Vorschriften dieses Staates über die Amts- 
verschwiegenheit und das Steuergeheimnis Anwendung. 

Artikel 9 

Gebühren und Auslagen, die bei der Erledigung von 
Rechtshilfeersuchen entstehen, werden unter den Ver- 
tragstaaten nicht erstattet. Ausgenommen sind vorbehalt- 
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lidi anderweitiger Übereinkunft der beteiligten Behörden 
die an Auskunftspersonen, Zeugen oder Sachverständige 
gezahlten Entschädigungen. 


B. Besondere Bestimmungen 

a) Rechtshilfe bei der Zustellung 
Artikel 10 

Zustellungen werden entweder durch ein mit Datum ver- 
sehenes und beglaubigtes Empfangsbekenntnis des Emp- 
fängers oder durch ein Zeugnis des ersuchten Finanzamtes 
nachgewiesen, aus dem sich die Tatsache, die Form und die 
Zeit der Zustellung ergeben. 


b) Rechtshilfe bei der Vollstreckung 

Artikel 11 

(1) Dem Ersuchen um Vollstreckung von Verfügungen, 
die unanfechtbar und vollstreckbar sind, ist eine Erklärung 
der zuständigen Behörde des ersuchenden Staates beizu- 
fügen, in der die Unanfechtbarkeit bestätigt wird. Vor- 
behaltlich des Artikels 13 ist die Zuständigkeit dieser 
Behörde durch die jeweils zuständige Oberfinanzdirektion 
oder Finanzlandesdirektion des ersuchenden Staates zu 
bescheinigen. Als Grundlage der Vollstreckung können 
an die Stelle der im ersten Satz bezeichneten Verfügungen 
auch Rückstandsausweise treten. 

(2) Verfügungen (Rückstandsausweise), die den Bestim- 
mungen des Absatzes 1 entsprechen, sind vorbehaltlich des 
Artikels 13 von den jeweils zuständigen Oberfinanzdirek- 
tionen oder Finanzlandesdirektionen des ersuchten Staates 
anzuerkennen und für vollstreckbar zu erklären. Artikel 6 
bleibt unberührt. 

(3) Die in Absatz 2 bezeichneten Verfügungen werden 
durch die Finanzämter oder Gerichte gemäß der Gesetz- 
gebung des ersuchten Staates vollstrcckt. 

Artikel 12 

Auf Grund von vollstreckbaren, jedoch noch nicht unan- 
fechtbaren Verfügungen, einschließlich der Sicherstellungs- 
anordnungen (Arrestanordnungen) kann nur um die Vor- 
nahme von Sicheriingsmaßnahmen ersucht werden. Ihre 
Durchführung erfolgt in der Bundesrepublik Deutschland 
nach den Vorschriften über die Vollziehung des dinglichen 
Arrestes, in der Republik Österreich nach den Vorschrif- 
ten über die Exekution zur Sicherstellung. Artikel 11 findet 
sinngemäß Anwendung. 

Artikel 13 

In dringenden Fällen (Artikel 4 Abs. 2) kann, wenn die 
ersuchende Behörde ein Finanzamt ist, die nach Artikel 11 
erforderliche Bestätigung, Bescheinigung, Anerkennung 


und Erklärung vom Finanzamt erteilt werden. In diesen 
Fällen ist die Vollstreckung auf Sicherungsmaßnahmen 
(Artikel 12) zu beschränken. 

c) Einschränkung der Rechtshilfe 
im Verwaltungsstrafverfahren 

Artikel 14 

Durchsuchungen, Beschlagnahmen, Verhaftungen und 
der Vollzug von Freiheitsstrafen sind von der Rechtshilfe 
ausgenommen. 


IV. Sdilußbestimmungen 

Artikel 15 

(1) Die Bundesfinanzministerien der beiden Vertrag- 
staaten können bei Behandlung von Fragen, die sich aus 
diesem Vertrage ergeben, unmittelbar miteinander ver- 
kehren. 

(2) Zur Beseitigung von Schwierigkeiten und Zweifeln, 
die bei der Auslegung oder Anwendung dieses Vertrages 
auftreten, sowie vor Erlaß von Durchführungsbestimmun- 
gen in den Vertragstaaten werden sich die Bundesfinanz- 
ministerien der beiden Vertragstaaten gegenseitig ins 
Einvernehmen setzen. 


Artikel 16 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung cler Bundesrepublik Deutschland der 
Bundesregierung der Republik Österreich innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegen- 
teilige Erklärung abgibt. 


Artikel 17 

Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikations- 
urkunden sollen sobald wie möglich ausgetauscht werden. 
Der Vertrag tritt mit dem Austausch der Ratifikations- 
urkunden in Kraft und soll solange in Geltung bleiben, 
als er nicht von einem der Vertragstaaten spätestens 
sechs Monate vor Ablauf eines Kalenderjahres gekündigt 
wird. Im Falle rechtzeitiger Kündigung verliert der Ver- 
trag mit dem Ablauf dieses Kalenderjahres die Wirksam- 
keit. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
beider Staaten diesen Vertrag unterfertigt und mit Siegeln 
versehen. 

GESCHEHEN in doppelter Urschrift zu Bonn am 4. Ok- 
tober 1954. 


Für die Bundesrepublik 
Deutschland 
gezeichnet: 

W. Mersmann 


Für die Republik 
Österreich 
gezeichnet: 

Dr. J. Stangelberger 
Dr, O. Watzke 
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Sdilußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Öster- 
reich abgeschlossenen Vertrages über Rechtsschutz und 
Reditshilfe in Abgabensachen haben die Unterzeichneten 
Bevollmächtigten folgende übereinstimmende Erklärungen 
abgegeben, die einen integrierenden Teil des Vertrages 
bilden: 


Zu Artikel 1 

(1) Öffentliche Abgaben im Sinne dieses Vertrages sind 
Geldleistungen steuerlichen Charakters, auch wenn sie 
unter der Bezeichnung „Gebühr" oder „Beitrag" oder wenn 
sie für Sondervermögen des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden oder Gemeindeverbände im Verwaltungswege 
erhoben werden. Die Bestimmungen des Vertrages finden 
auch auf die steuerlichen Nebenleistungen, insbesondere 
auf die im Verwaltungsstrafverfahren verhängten Geld- 
strafen, auf Säumniszuschläge und Kosten Anwendung. 

(2) Die Umsatzsteuer, mit Ausnahme der Ausgleich- 
steuer, sowie die Kraftfahrzeugsteuer gelten nicht als Ver- 
brauchsteuern im Sinne des Artikels 1. 

(3) Für die vom Bund verwalteten Verbrauchsteuern, 
sowie für Zölle und Monopolabgaben wird eine beson- 
dere Vereinbarung über Rechtssdiutz und Rechtshilfe in 
Aussicht genommen. 


Zu Artikel 2 

Die gleiche Behandlung soll sich sowohl auf das for- 
melle als auch auf das materielle Abgabenrecht beziehen. 


Zu Artikel 3 

(1) Die materielle Gegenseitigkeit wird derzeit für ge- 
geben erachtet. Beide Staaten verpflichten sich, wesent- 
liche Änderungen ihrer Abgabengesetzgebung, die für das 
Bestehen der materiellen Gegenseitigkeit bedeutsam 
sind, einander mitzuteilen. Jeder Staat ist berechtigt, die 
Gewährung der Rechtshilfe insoweit einzuschränken, als 
die materielle Gegenseitigkeit nicht mehr besteht. 

(2) Die Abgabenbehörden der beiden Staaten werden 
sich nach Tunlichkeit über abgabenrechtlich bedeutsame 
Tatbestände auch ohne besonderes Ersuchen gegenseitig 
unterrichten. 


Zu Artikel 4 

Finanzgerichten stehen bei der Stellung von Rechts- 
hilfeersuchen die gleichen Befugnisse zu wie den Finanz- 
ämtern. 


Zu Artikel 5 

Eine Übersendung von Akten kann grundsätzlich nicht 
gefordert werden. Ausnahmen bedürfen des Einverneh- 
mens der beiderseitigen Bundesfinanzministerien. Ersuchen 


um Übermittlung von Akten sollen indessen nur gestellt 
werden, wenn dringende Interessen des ersuchenden 
Staates es erheischen. Unberührt bleibt die Befugnis jedes 
Staates, seinen Ersuchen eigene Akten beizugeben, die 
der Durchführung der Ersuchen dienen sollen. 

Zu Artikel 6 

Zu den wesentlichen Interessen gehört insbesondere die 
Wahrung der Hoheitsrechte und der Sicherheit. Der er- 
suchte Staat kann die Rechtshilfe hiernach auch ablehnen, 
wenn die Anwendung seiner Rechtsvorschriften von einer 
Tatsache abhängt, die außerhalb seiner Rechtsordnung 
gelegen ist oder wenn sein Recht durch eine solche Tat- 
sache betroffen ist. 


Zu Artikel 11 

Die Vollstreckung wird von denselben Organen und 
mit denselben Mitteln des Verfahrens durchgeführt, die 
für die von den Finanzämtern verwalteten Abgaben be- 
stimmt sind. Der Antrag auf Bewilligung der gerichtlichen 
Exekution wird in der Republik Österreich von der Finanz- 
prokuratur oder dem an ihrer Stelle zuständigen Finanz- 
amt gestellt. 


Zu Artikel 11 und 12 

Sind die Voraussetzungen der Niederschlagung oder der 
Aussetzung der Einbringung wegen Uneinbringlichkeit 
der Abgaben nach den Vorschriften des ersuchten Staates 
gegeben, so leitet die ersuchte Behörde das Ersuchen mit 
einer Bescheinigung über das Vorliegen der Voraussetzun- 
gen und mit den hierfür vorhandenen Belegen an die 
ersuchende Behörde zurück. 


Zu Artikel 14 

Die Vereinbarung weiter gehender Rechtshilfe in Ab- 
gabenstrafsachen wird in Aussicht genommen. 


Zu Artikel 17 

Rechtsschutz und Rechtshilfe sollen grundsätzlich auch 
für Abgabenansprüche und im Hinblick auf Tatsachen ge- 
währt werden, die sich auf die Vergangenheit beziehen. 
Es werden jedoch Ersuchen um Vollstreckung oder Siche- 
rung von Ansprüchen, die die Zeit vor dem 1. Januar 1949 
betreffen, nicht gestellt werden. 


GESCHEHEN in doppelter Urschrift zu Bonn am 4, Ok- 
tober 1954. 


Für die Bundesrepublik 
Deutschland 
gezeichnet: 

W. Mersmann 


Für die Republik 
Österreich 
gezeichnet: 

Dr. J. Stangelberger 
Dr. O. Watzke 
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Begründung zum Vertrag . 


Der vorliegendie Vertrag ist der erste von der 
Bundesrepublik unterzeidinete Vertrag über 
Rechtsschutz und Rechtshilfe lin Abgaben- 
sachen, Er soll an die Stelle des Vertrages 
zwischen dem Deutschen Reich un-d der Re- 
publik Österreich über Rechtsschutz und 
Rechtshilfe in Steuersachen vom 23. Mai 1922 
(RGBl. 1923 II S. 69) treten. Dieser Vertrag, 
dessen weitere Anwendung auch umstritten 
ist, entspricht nicht mehr den Anforderungen 
der neueren Rechtsentwicklung. Die ibeiden 
Vertragsstaaten stimmten deshalb darin 
überein, einen neuen Vertrag abzuschließen. 

Die Verhandlungen hierüber sind zwischen 
einer deutschen und österreichischen ' Dele- 
gation im Oktober 1953 in Wien, im Februar 
1954 in München, im Juni 1954 in Wien und 
Anfang Oktober 1954 in Bonn geführt wor- 
den. Am 4. Oktober 1954 halben die Bevoll- 
mächtigten ^der ibeiden Vertragstaaten den 
Vertrag in Bonn unterzeichnet. Zur Krärung 
verschiedener Zweifel ist gleichzeitig ein 
Schlußportokoll unterzeichnet worden, das 
einen integrierenden Teil des Vertrages bildet. 

A r t. 1 bestimmt den sachlichen und persön- 
lichen Anwemdungsbereich des Vertrages und 
umgrenzt den Begriff „Abgaben*'. Der Ver- 
trag bezieht sich auf „Steuern“ im Sinne von 
§ 1 der Reichsabgabenordnung, die für Ge- 
‘bietskörpers (haften erhoben werden. Der 
formlosefe Ausdruck „Abgaben“ anstatt wie 
•bisher „Steuern“ mußte gewählt werden, weil 
in der Republik Österreich eine Reihe Ab- 
gaben, die ihrem rechtlichen Gehalt nach 
Steuern sind, unter der Bezeichnung als „Ge- 
bühren“ oder „Beitrag“ erhoben werden. Die 
„Gebühren“ und „Beiträge“ dm Sinne des •§ 1 
Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 der Reichsabgaben- 
ordnung fallen nicht unter den Vertrag, eben- 
sowenig Steuern, (die nicht für Gebdetskörper- 
schaften, z. B. für ReHgionsgemeinschaften, 
erhoben werden. Diese Regelung war schon 


deshalb erforderlich, weil die Religionsgemein- 
schaf ten in Österreich keine Steuern, sondern 
echte Beiträge erhe'ben, so daß es insofern an 
der materiellen Gegenseitigkeit gefehlt hätte. 
'Der Vertrag gilt nicht für Zölle und die vom- 
Bund erhobenen Verbrauchsteuern, 

Art. 2 regelt den Rechtsschutz und schließt 
eine unterschiedliche stejjerliche Behandlung 
der Staatsangehörigen der beiden Vertrag- 
staaten aus. 

In den Art. 3 bis 14 befinden sich die Be- 
stimmungen über die Rechtshilf e. Davon sind 
im ersten Teil (Art. 3 bis Art. 9) allgemeine, 
d. h. für alle Fälle der Rechtshilfe geltend^ 
Bestimmungen enthalten, während ein be- 
sonderer Teil (Art. 11 bis Art. 14) Einzel- 
fragen der 'Rechtshilfe im Zustellungs-, Voll- 
streckungs- und Verwaltungsstrafverfahren 
regelt. 

A r t. 3 grenzt den Umfmg der beiderseitigen 
Rechtshilfeverpflichtungen ab. Dabei ist be- 
sonders bemerkenswert, daß die Rechtshilfe 
im gewissen Umfang (vgl. Art. 14) auch im 
Verwaltungsstrafverfahren geleistet werden 
soll, im Hiniblick auf die noch bestehende 
weitgehende Übereinstimmung der materiel- 
len und verfahrensrechtlichen Steuerrechtsibe- 
stimmungen in den ^beiden Vertragstaaten 
konnte 'durch idas Schlußprotokoll zu Art. 3 
die materielle Gegenseitigkeit derzeit als ge- 
geben erachtet werden. 

Art. 4 enthält Verfahrensvorschriften für 
die Übermittlung imid Entgegennahme von 
Rechtshilfeersuchen. Hierbei ist mit Rück- 
sicht auf die Bedeutung des Rechtshilfe Ver- 
kehrs grundsätzlich der Weg über die beider- 
seitigen Mittelbehörden gewählt worden; nur 
in bestimmten Ausnahmefällen von mehr 
routinemäßigem Charakter sowie in Eil- 
fällen (Art. 4 Abs. 2) darf der Verkehr un- 
mittelbar von Finanzamt zu Finanzamt er- 
folgen. 
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A r t. 5 enthält — 'dem früheren Rcdit ent- 
sprechend — Bestimmungen über die Art 
und Weise der Erledigung von Recfatshilfe- 
ersuchen. I>as Schlußprotokoll zu Art. 5 be- 
stimmt, daß innerhalb des Rech tshilfeverkehi»s 
eine Üibersendung von Akten grundsätzlich 
nicht gefordert werden kann, in Ausnahme- 
fällen nur im Einverständnis mit den »beider- 
seitigen Bundesfinanzministerien. 

A r t. 6 führt die Fälle auf, in denen Rechts- 
hilfe wegen Gefährdung wesentlicher Staats- 
interessen nicht geleistet werden oder wegen 
Fehlens echter Gegenseitigkeit abgelehnt 
werden darf, 

Art. 7 enthält weitere Verfahrenvorschrif- 
ten über die Erledigung der Rechtshilfe- 
ersuchen. 

A r t. 8 erklärt idie Bestimmungen über das 
Amtsgeheimnis und das Steuergeheimnis (§22 
der Reichsabgaibenordnung) für anwendbar. 

A r t. 9 regelt die Erstattung ckr im Zuge 
der Rechtshilfeersuchen entstehenden Gebüh- 
ren und Auslagen. Von der Erstattung soll 
im Hinblich auf den durch »die Gegenseitig- 
keit des Rechtshilfeverkehrs gewährleisteten 
Ausgleich grundsätzlich — mit Ausnahme der 
an Auskunftspersonen, Zeugen oder Sachver- 
ständige gezahlten Entschäaigungen — abge- 
sehen werden. 

Art. 10 enthält Bestimmungen über den 
Nachweis der vollzogenen Zustellung. 


Die Art, 11 tmd 12 sehen mit Rücksicht auf 
den in die Rechtssphäre der Betroffenen tief 
eingreifenden Charakter der Vollstreckungs- 
maßnahmen für diese besondere Sicherungs- 
maßnahmen vor. Damit die Ordnungsmäßig- 
keit des Vollstreckungs Verfahrens gewähr- 
leistet ist, werden grundsätzlich die beider- 
seitigen Mittelbehörden eingeschaltet. 

Art.. 13 erweitert die Befugnisse des ersu- 
chenden Finanzamtes in Einzelfällen. 

Art. 14 schränkt die Rechtshilfe im Ver- 
waltungsstrafverfahren ein. Im Schlußproto- 
koll zu Art. 14 werden Vereinbarungen über 
weitergehende Rechtshilfen in Abgabenstraf- 
sachen in Aussicht genommen. 

Art. 15 regelt die Verständigung zwischen 
den Finanzbehörden der Vertragstaaten bei 
Schwierigkeiten oder Zweifeln bei der Aus- 
legung oder Anwendung ides Vertrages sowie 
vor Erlaß von Durchführungsbestimmungen. 

A r t. 16 enthält die bei internationalen Ver- 
trägen übliche Berlin-Klausel. 

^ Art. 17 enthält Vorschriften über Ratifika- 
tion, Inkrafttreten und Kündigung des Ver- 
trages. Im Schlußprotokoll zu Art. 17 wird 
die Anwendung des Vertrages grundsätzlich 
zwar auch für die Vergangenheit, jedoch 
praktisch nur für -die Zeit seit dem 1. Januar 
1949 ausgesprochen. 
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